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Europäische Gemeinschaft

Gemeinschaftsforschung am Ende?

Die gemeinsame EG-Forschung ist wieder einmal 
unter Beschuß geraten. Diesmal von unerwarteter 
Seite: Die BRD stimmte einer Mittelaufstockung für 
die Gemeinsame Forschungsstelle (GFS) nicht zu. 
Die in der Mittelverweigerung zum Ausdruck kom­
mende deutsche Kritik an der EG-Forschung ent­
zündete sich vor allem daran, daß noch immer kein 
längerfristiges Planungskonzept der Kommission 
für die GFS vorliegt. Ein solches Programm sollte 
verhindern, daß es auch weiterhin zu einer Ver­
zettelung in Einzelprojekte ohne adäquate Pro­
grammzielsetzung kommt. Die Schuld für die ge­
genwärtige Misere liegt bei den Mitgliedsländern, 
die durch Intensivierung nationaler Forschung im­
mer weniger Interesse an der EG-eigenen For­
schung zeigten.

Solange die Wirtschaft prosperierte, konnte sich 
die BRD den Luxus leisten, wenig effiziente Pro­
jekte zu fördern, allein weil die Bearbeitung „euro­
päisch“ erfolgte. Mit der deutschen Haushalts­
misere hat jedoch ein allgemeines Umdenken ein­
gesetzt. Dazu trug sicherlich auch der Finanz­
minister bei, der den Ministerien den Sinn für stär­
keres Kosten-Nutzen-Denken schärfte, indem er 
jetzt die monetären Transfers nach Brüssel den 
zuständigen Einzelressorts anlastet und nicht 
mehr über „Allgemeine Finanzverwaltung“ laufen 
läßt.
Im Falle der Forschungspolitik bleibt abzuwarten, 
ob die Mittelverweigerung zum Hebel für eine 
Kosten-Nutzen orientierte Gemeinschaftsforschung 
oder zum Katalysator des Abbaus der EG-eigenen 
Forschung wird. Letzteres würde sicherlich zu 
einer noch stärkeren Kooperation auf bilateraler 
Ebene führen. kr

Bildungspolitik

Überangebot an Lehrern

Die Kultusministerkonferenz der Länder hat jetzt 
erstmals genauere Zahlen über die Entwicklung 
des Angebots und des Bedarfs an Lehrern für 
1975 und 1976 vorgelegt. Sie zeigen, daß in beiden 
Jahren mit einem erheblichen Überangebot zu 
rechnen ist: 1975 werden etwa 500, 1976 rund 
10 700 Grund- und Hauptschullehrer nach Beendi­
gung ihrer Ausbildung keine Anstellung finden. 
Lediglich an Gymnasien und Berufsschulen wer­
den noch freie Stellen vorhanden sein.

Diese Diskrepanz zwischen Angebot und Bedarf 
wird sich in den folgenden Jahren sicherlich noch 
vergrößern. Denn einerseits hat die Zahl der Lehr­
amtskandidaten aufgrund des allgemeinen An­
stiegs der Studentenzahlen und der verstärkten 
Werbung für den Lehrerberuf in den letzten Jah­
ren stark zugenommen, wobei auch die beträcht­
lichen Besoldungsverbesserungen eine nicht un­
erhebliche Rolle gespielt haben dürften. Zum an­
deren wird der Bedarf auch deshalb abnehmen, 
weil aufgrund der seit 1968 stetig sinkenden Ge­
burtenrate die Schülerzahlen zurückgehen werden, 
so daß die heute noch zu hohen Klassenfrequen­
zen mit dem vorhandenen Lehrerbestand gesenkt 
werden können. Und drittens läßt auch die in den 
letzten Jahren erfolgte Senkung des Durchschnitts­
alters der Lehrer einen geringeren Ersatzbedarf 
erwarten. Diese Entwicklung, die schon seit einiger 
Zeit voraussehbar war und auf die in dieser Zeit­
schrift schon im August 1970 hingewiesen wurde, 
wird nun noch durch die Finanzmisere der öffent­
lichen Haushalte verstärkt, die eine energische 
Eindämmung der Ausgabenflut im Personalsektor 
gebietet.
Angesichts der sozialen Härten für die betroffenen 
arbeitslosen Lehrer kann den verantwortlichen 
Politikern ebenso wie den Funktionären der Leh­
rerverbände der Vorwurf nicht erspart bleiben, daß 
in der Bildungspolitik statt von — lange Zeit als 
reaktionär verschrieenen — konkreten Bedarfs­
schätzungen zu lange von utopischen Wunschvor­
stellungen ausgegangen wurde. Es bleibt zu hof­
fen, daß aus dieser Fehlentwicklung Lehren für die 
Zukunft gezogen werden. wei

Welternährungsrat

Bestätigte Skepsis

V ie l Dynamik und Elan durfte man Ende Juni auf 
der konstituierenden Sitzung des Welternährungs­
rates in Rom erwarten. Wie anders hätte man die 
skeptischen Industrieländer, die seine Gründung 
auf der zweiten Welternährungskonferenz nur mit 
unverhohlenem Mißbehagen gebilligt haben, eines 
Besseren belehren können?
Auf massiven Druck der Entwicklungsländer dürf­
ten die Hauptziele des Welternährungsrates auch 
verwirklicht werden. Die Bereitstellung von 1,6 
Mrd. US-S Nahrungsmittelhilfe für die am meisten 
vom Hunger betroffenen Staaten und von mehr als 
1 Mrd. US-S zur Förderung der Agrarerzeugung 
und Verbesserung der Lagerhaltung scheint weit­
gehend gesichert zu sein. Ein Nettovorteil für die 
Entwicklungsländer ist aber dennoch nicht zu er­
warten. Die erforderlichen Mittel dürften anderen
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Töpfen der Entwicklungs-, besonders der Agrar­
hilfe, entnommen werden und zudem teilweise 
zur Finanzierung eines riesigen Verwaltungsappa­
rates verwandt werden. Da die FAO aber bereits 
einen solchen Apparat hat, sind Kompetenz­
schwierigkeiten und Doppelarbeit beinahe unver­
meidlich.

Dementsprechend erhoffte sich Bundesminister 
Ertl in seiner Rom-Erklärung vom Welternährungs­
rat zwar Impulse zur Verbesserung der Welternäh­
rungslage, widmete aber folgerichtig fast die 
Hälfte seiner Rede der Warnung vor organisatori­
schen Überschneidungen und einer übermäßigen 
Bürokratisierung sowie einem Appell zur rationa­
len Arbeit. Viel mehr als eine Rede aus dem Fen­
ster — wo leider nur wenige Journalisten standen 
— dürfte es aber nicht gewesen sein. Der Welt­
ernährungsrat bleibt zunächst, was er war: das 
Wunschkind der Entwicklungsländer und der Fehl­
tritt der Industriestaaten. fa

Maghreb-Staaten

Verhandlungen unter Zeitdruck

Die seit Monaten blockierten Verhandlungen um 
den Abschluß von Assoziierungsabkommen mit den 
drei Maghreb-Staaten Algerien, Marokko und Tu­
nesien können wieder aufgenommen werden. Dies 
ist das Ergebnis zweitägiger Diskussionen der EG- 
Agrarminister in Luxemburg, die von Bundes­
ernährungsminister Ertl als „sehr lang, mühsam 
und unerfreulich“ bezeichnet wurden.

Daß der Deutsche Josef Ertl seinem Ärger nach 
der Luxemburger Sitzung Luft machte, ist allzu 
verständlich. Denn mit den agrarpolitischen Zu­
geständnissen, die auf Druck der Außenminister 
wieder einmal an Italien und auch Frankreich ge­
macht werden mußten, wird das Interventionsdik- 
kicht der Brüsseler Agrarmarktordnungen noch 
undurchdringlicher und kommen neue finanzielle 
Belastungen auf den Haushalt der Neun zu. Die 
Schutzmaßnahmen, die den italienischen und fran­
zösischen Bauern bei Wein, Zitrusfrüchten, Ge­
müse und Obst zugesagt wurden, sollen verhin­
dern, daß die Nahrungsmittelindustrie der EG 
preispolitische Nachteile in der Verarbeitung ge­
meinschaftlicher Erzeugnisse hinnehmen muß, die 
billiger eingeführt werden könnten.
So verständlich diese Beschlüsse angesichts der 
bedenklichen innenpolitischen Lage vor allem in 
Italien sind, so darf doch — unabhängig von den 
internen agrar- und wirtschaftspolitischen Beden­
ken — auch nicht übersehen werden, daß hier mit 
einer Hand ausgeteilte handelspolitische Konzes­
sionen von der anderen Hand wieder genommen 
werden. Ob die Maghreb-Staaten das von der EG

vorgelegte Angebot in dieser Form akzeptierer 
bleibt denn auch mehr als fraglich. Die Gemein 
schaft jedenfalls steht jetzt unter erheblichem Zeil 
druck. Nach dem voreilig abgeschlossenen Israel 
Abkommen kann sie sich ein allzu langes Hinaus 
zögern der Verhandlungen mit Algerien, Marokk 
und Tunesien sowie auch mit den übrigen Mittel 
meer-Anrainern nicht mehr leisten. j

Weltbank

Neue Kreditfazilität

Im Mittelpunkt der dritten Tagung des gemeinsa 
men Entwicklungsausschusses von Währungs 
fonds und Weltbank in Paris standen Vorschlag 
zur Bereitstellung weiterer Finanzierungsmittel ft 
die Länder der Dritten Welt. Abgeschlossen wurd 
diese Tagung mit einer Grundsatzentscheidun 
zugunsten der Schaffung einer neuen Kreditfazil 
tät der Weltbank, eines sogenannten dritten Scha 
ters (third window), in Höhe von 1 Mrd. US-S. Di 
vorgesehenen Bedingungen dieser KreditfaziliU 
liegen zwischen denen der Kredite der Internatic 
nalen Entwicklungsorganisation (IDA) und dene 
der Weltbankkredite (Zinssatz: 4,5 %, Laufzei 
25-30 Jahre, Karenzzeit: 5—7 Jahre).

Diese neue Kreditfazilität der Weltbank muß a! 
notwendige Ergänzung des bestehenden intei 
nationalen Finanzierungsinstrumentariums zugur 
sten der Dritten Welt gesehen werden, denn hiei 
mit wird das Gefälle im Konditionenniveau der be 
stehenden Finanzierungsmöglichkeiten bei de 
Weltbank bzw. ihrer Tochterorganisation IDA at 
geschwächt. Der „dritte Schalter“ wird vor aller 
die Länder der Dritten Welt bedienen können, di 
weder zu den einkommensschwächsten noch z 
den wohlhabendsten zählen. Dies scheint auc 
von allen Mitgliedern des Entwicklungsausschu: 
ses anerkannt worden zu sein.

Dennoch konnte keine Einigung über die Finar 
zierung des notwendigen Zinssubventionsfonds i 
Höhe von 225 Mill. US-S erzielt werden. Namentlic 
die wichtigsten Kreditgeber der Weltbank, di 
USA, die Bundesrepublik Deutschland, Japai 
Frankreich und Schweden, zeigten sich sehr zt 
rückhaltend und gaben keine verbindlichen Zi 
sagen. Sie schlugen vielmehr alternative Finanzii 
rungsmöglichkeiten vor, wie z. B. Goldverkäuf 
durch den Währungsfonds. Offensichtlich habe 
eigene kurzfristige haushalts- bzw. Zahlung: 
bilanzpolitische Überlegungen Priorität. Die Klu 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit, zwischen dt 
immer wieder betonten Bereitschaft der Industrie 
länder, die Dritte Welt zu unterstützen, und de 
entsprechenden Taten konnte somit auch auf die 
ser Tagung nicht beseitigt werden. k
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